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1. Reform der Pflegeversicherung - Kinderlosenzuschlag

Zur Absicherung bestehender Leistungsansprüche der sozialen Pflegeversicherung und der im Rahmen dieser Re-
form vorgesehenen Leistungsanpassungen wird der allgemeine Beitragssatz zum 1. Juli 2023 moderat um 0,35 Pro-
zentpunkte angehoben (von derzeit 3,05% auf 3,4%). Diese Maßnahme ist mit Mehreinnahmen in Höhe von rund
6,6 Mrd. Euro/Jahr verbunden. Die Bundesregierung soll ermächtigt werden, den Beitragssatz künftig durch Rechts-
verordnung festzusetzen, sofern auf kurzfristigen Finanzierungsbedarf reagiert werden muss.

Mit dem Gesetzesentwurf zur Unterstützung und Entlastung in der Pflegeversicherung (PUEG) setzt der Gesetzgeber
die mit Beschluss vom 7. April 2022 vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) geforderte Änderung in der Pflegever-
sicherung um. Es wird gleichzeitig der Beitrag für alle Versicherten mit weniger als vier Kindern und alle Arbeitgeber
erhöht (Erhöhung des Kinderlosenzuschlags um 0,25 % von derzeit 0,35 % auf 0,60 %) und differenziert damit nach
der Kinderzahl. Eltern zahlen dann generell 0,6 Beitragssatzpunkte weniger als Kinderlose. Bei kinderlosen Mitglie-
dern gilt ein Beitragssatz in Höhe von 4%. Bei Mitgliedern mit einem Kind gilt demgegenüber nur ein Beitragssatz von
3,4%. Ab zwei Kindern wird der Beitrag während der Erziehungsphase bis zum 25. Lebensjahr um 0,25 Beitragssatz-
punkte je Kind bis zum fünften Kind weiter abgesenkt. Nach der jeweiligen Erziehungsphase entfällt der Abschlag
wieder. Nach der Zeit, in der der wirtschaftliche Aufwand der Kindererziehung typischerweise anfällt, ist eine weitere
Differenzierung zwischen Mitgliedern mit unterschiedlicher Kinderzahl nicht mehr vorgesehen. Bei Mitgliedern mit
mehreren Kindern gilt nach der Erziehungszeit daher wieder der reguläre Beitragssatz in Höhe von 3,4%.

Die genannten Abschläge gelten, solange alle jeweils zu berücksichtigenden Kinder unter 25 Jahre alt sind. In der
Kindererziehungsphase werden Eltern mit mehreren Kindern daher spürbar entlastet.

Der Arbeitgeberanteil beträgt immer 1,7%.



2. Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug - Amazon Gutscheine sind kein Sachbezug und fal-
len nicht unter 50 € - Freigrenze

In § 8 Absatz 1 Satz 3 EStG werden bestimmte zweckgebundene Gutscheine oder entsprechende Geldkarten (ein-
schließlich Wertguthabenkarten in Form von Prepaid-Karten) als Sachbezug gesetzlich definiert.

Voraussetzung ist, dass die Gutscheine oder Geldkarten ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen
bei dem Arbeitgeber oder bei einem Dritten berechtigen und zudem ab dem 1. Januar 2022 die Kriterien des § 2
Absatz 1 Nummer 10 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) erfüllen.

Die 50 € - Freigrenze (bis 31. Dezember 2021 44 €-Freigrenze) ist bei Gutscheinen und Geldkarten nur dann an-
wendbar, wenn sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden.

Es ist zu beachten, dass ein Sachbezug nur vorliegt, wenn mit dem Gutschein ausschließlich Waren oder Dienstleis-
tungen vom Aussteller des Gutscheins aus seiner eigenen Produktpalette bezogen werden können oder ausschließ-
lich Waren oder Dienstleistungen aufgrund von Akzeptanzverträgen zwischen Aussteller/Emittent und Akzeptanzstel-
len bei einem begrenzten Kreis von Akzeptanzstellen im Inland bezogen werden können. D.h. Amazon Gutscheine
erfüllen diese Voraussetzungen nicht, da sie gerade nicht lediglich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen von
einer bestimmten Ladenkette (einem bestimmten Aussteller) in den einzelnen Geschäften im Inland oder im Inter-
netshop dieser Ladenkette mit einheitlichem Marktauftritt berechtigen.

Gutscheine eines Online-Händlers gelten nämlich nur dann als Sachbezug, wenn sie nur zum Bezug von Waren oder
Dienstleistungen aus seiner eigenen Produktpalette (Verkauf und Versand durch den Online-Händler) berechtigen,
nicht jedoch, wenn sie auch für Produkte von Fremdanbietern (z. B. Marketplace) einlösbar sind!

3. Arbeitszeiterfassung ist verpflichtend - BMAS legt Referentenentwurf für geändertes Arbeitszeitgesetz
vor

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat einen langen erwarteten Referentenentwurf zur Neufas-
sung des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG-E) vorgelegt. Darin sollen die Vorgaben des Bundesarbeitsgerichts (BAG) und
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur bereits jetzt verpflichtenden Arbeitszeiterfassung näher ausgestaltet wer-
den.

Pflicht zur elektronischen Zeiterfassung

Nach § 16 Abs. 2 ArbZG-E wird „der Arbeitgeber verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit der
Arbeitnehmer jeweils am Tag der Arbeitsleistung elektronisch aufzuzeichnen.“ Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
können die Erfassung zwar selbst vornehmen, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber bleiben jedoch weiterhin für die
ordnungsgemäße Aufzeichnung verantwortlich. Sie haben „durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen“, dass ihnen
„Verstöße gegen die gesetzlichen Bestimmungen zu Dauer und Lage der Arbeits- und Ruhezeiten bekannt werden.“
Gelten soll die Pflicht grundsätzlich am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals. Für Verstöße drohen
nach § 20 ArbZG Bußgelder bis zu 30.000 Euro.

Genauere Vorgaben zur Ausgestaltung der elektronischen Erfassung macht der Entwurf nicht. Neben den bereits
gebräuchlichen Zeiterfassungsgeräten kämen auch andere Formen der elektronischen Aufzeichnung mit Hilfe von
Apps oder Excel-Tabellen, heißt es sinngemäß im Entwurf.

Abweichungen von der Formvorschrift der elektronischen Zeiterfassung - z.B. eine händische Dokumentation auf
Papier - sollen jedoch möglich sein. Zum einen per Tarifvertrag, Betriebs- oder Dienstvereinbarung. Zum anderen
gelten gewisse Ausnahmeregelungen und Übergangsfristen: So soll auch eine nichtelektronische Zeiterfassung in-
nerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes noch erlaubt sein, damit sich die Betriebe entsprechend
umstellen können. Je nach Betriebsgröße ist diese Übergangsfrist länger ausgestaltet: Betriebe mit weniger als
250 Mitarbeitenden haben zwei Jahre Zeit, bei unter 50 Angestellten sind es fünf Jahre. Auf die elektronische Form
gänzlich verzichten können Betriebe mit weniger als zehn Arbeitnehmenden, ausländische Arbeitgebende ohne Be-
triebsstätte im Inland, wenn sie bis zu zehn Arbeitnehmende nach Deutschland entsenden sowie Privathaushalte, die
Hausangestellte beschäftigen.



Weitere Ausnahmen und Pflichten

Von der Pflicht, die Aufzeichnung bereits am selben Tag vorzunehmen, kann hingegen nur per Tarifvertrag, Betriebs-
oder Dienstvereinbarung abgewichen werden. Dann kann die Aufzeichnung auch an einem anderen Tag erfolgen,
spätestens aber bis zum Ablauf des siebten, auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages.

Ebenfalls per Tarifvertrag, Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann geregelt werden, dass die Aufzeichnungspflicht
nicht für Mitarbeitende gilt, „bei denen die gesamte Arbeitszeit wegen der besonderen Merkmale der ausgeübten
Tätigkeit nicht gemessen oder nicht im Voraus festgelegt wird oder von den Arbeitnehmern selbst festgelegt werden
kann.“ Laut der Begründung können das Führungskräfte, herausgehobene Experten oder Wissenschaftler sein, die
nicht verpflichtet sind, zu festgesetzten Zeiten am Arbeitsplatz anwesend zu sein, sondern über den Umfang und die
Einteilung ihrer Arbeitszeit selbst entscheiden können. Tarifvertragsparteien bzw. Betriebspartner sollen hier festle-
gen, für welche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Voraussetzungen zutreffen.

Der Entwurf regelt auch eine Informationspflicht der Arbeitgebenden: Sie müssen ihre Mitarbeitenden auf Verlangen
über die aufgezeichnete Arbeitszeit informieren und ihnen ggf. eine Kopie der Aufzeichnungen zur Verfügung stellen.
Mindestens für zwei Jahre sind diese aufzubewahren.

Die Möglichkeit der Vertrauensarbeitszeit soll laut Entwurf explizit nicht beeinträchtigt werden. Gemeint ist das flexible
Arbeitszeitmodell, bei dem Beginn und Ende der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit nicht festgelegt, sondern Mitar-
beitenden überlassen werden. Das soll auch weiterhin möglich sein - solange die gesetzlich zulässigen Höchstar-
beitszeiten nicht überschritten und die Pausenzeiten eingehalten werden, betont der Entwurf.

Hintergrund: Entscheidungen des EuGH und des BAG

Mit der geplanten Reform reagiert das BMAS auf die Entscheidungen des EuGH (Urt. v. 14. Mai 2019, Az. C-55/18)
und des BAG (Beschl. v. 13. September 2022, Az. 1 ABR 22/21).

Das BAG hatte 2022 entschieden, dass die gesamte Arbeitszeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aufzu-
zeichnen ist - und zwar ab sofort. Dies ergebe sich aus einer unionsrechtskonformen Auslegung von § 3 Absatz 2
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG). Zur Sicherung des Gesundheitsschutzes hätten Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber
“für eine geeignete Organisation zu sorgen und die erforderlichen Mittel bereitzustellen.” Zuvor war in Deutschland
lediglich eine Erfassung der Überstunden üblich gewesen.

Das BAG bezog sich auf ein vorheriges Urteil des EuGH. Dieser hatte 2019 auf Vorlage eines spanischen Gerichts
entschieden, dass Arbeitgebende ein „objektives, verlässliches und zugängliches System“ zur Erfassung der tägli-
chen Arbeitszeit ihrer Mitarbeiter einführen müssen. Dies ergebe sich durch Auslegung der Arbeitszeitrichtlinie sowie
der Arbeitsschutz-Rahmenrichtlinie. Nur so lasse sich überprüfen, ob zulässige Arbeits- und Ruhezeiten eingehalten
würden.

Viele hatten dieses Urteil aber lediglich als Handlungsvorgabe an die nationalen Gesetzgeber verstanden, ihre Ge-
setze anzupassen. Damals konnte sich die große Koalition jedoch nicht auf ein entsprechendes Gesetz einigen. Dann
folgte das BAG-Urteil, wonach die Pflicht zur Arbeitszeiterfassung ab sofort galt. Das BAG hatte damals aber nur über
die Frage des „Ob“ der Arbeitszeitaufzeichnung entschieden. Bezüglich des „Wie“ der Aufzeichnung bestehen jedoch
weiterhin Unsicherheiten. Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hatte deshalb angekündigt, zeitnah einen Gesetzent-
wurf vorzulegen.

Nach dem nun veröffentlichten Referentenentwurf werden erst einmal zahlreiche Stellungnahmen von Arbeitgeber-
verbänden, Gewerkschaften und Branchenverbänden erwartet. Das Gesetz soll dann zeitnah eingebracht werden
und könnte ggf. bereits in diesem Jahr in Kraft treten.



4. Wegfall und Anhebung von Hinzuverdienstgrenzen für Rentner ab 1. Januar 2023

Ab dem 1. Januar 2023 ist die Hinzuverdienstgrenze bei vorgezogenen Altersrenten aufgehoben worden. Gleichzeitig
wurden die Hinzuverdienstgrenzen bei voller und auch bei teilweiser Erwerbsminderung erheblich erhöht. Damit sind
die Beschäftigten mit einer solchen Rente flexibler. Das macht ihren Einsatz für Arbeitgeber interessant, um dem
Fachkräftemangel entgegenzuwirken.

- Ab 1. Januar 2023 können Rentnerinnen und Rentner mit vorgezogener Altersrente in beliebi-
ger Höhe ohne Anrechnung auf ihre Rente hinzuverdienen.

- Für Beschäftigte mit einer Erwerbsminderungsrente werden die Hinzuverdienstgrenzen ab
1. Januar 2023 angehoben.

- Bei Renten mit voller Erwerbsminderung gilt ab 1. Januar 2023 eine kalenderjährliche Hinzu-
verdienstgrenze von 3/8 der 14-fachen monatlichen Bezugsgröße (Alte Bundesländer:
17.823,75 Euro - Neue Bundesländer: 17.272,50 Euro).

- Bei Renten mit teilweiser Erwerbsminderung gilt ab 1. Januar 2023 eine kalenderjährliche Hin-
zuverdienstgrenze von 6/8 der 14-fachen monatlichen Bezugsgröße (Alte Bundesländer:
35.647,50 Euro - Neue Bundesländer: 34.545,00 Euro).

Maßgeblich ist allerdings die Einhaltung des Jahreswerts, d. h. unterjährige Überschreitungen des Monatswerts kön-
nen durch Unterschreitungen in anderen Monaten ausgeglichen werden.

5. Anhebung der Pauschalierungsgrenze für kurzfristig Beschäftigte

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 ist die Arbeitslohngrenze für das Vorliegen einer kurzfristigen Beschäftigung aus
lohnsteuerlicher Sicht angehoben worden. Die neue Grenze gilt seit 1. Januar 2023.

Seit dem 1. Oktober 2022 beträgt der allgemeine Mindestlohn in Deutschland 12,00 € pro Stunde. Als Folgeänderung
ist mit Wirkung zum 1. Januar 2023 die Arbeitslohngrenze bei kurzfristiger Beschäftigung von 120,00 € auf 150,00 €
je Arbeitstag angehoben worden. Die Erhöhung des pauschalierungsfähigen durchschnittlichen Stundenlohns von
15,00 € auf 19,00 € folgt der Anhebung der Tageslohngrenze (§ 40a Abs. 4 EStG).

Vorliegen einer kurzfristigen Beschäftigung

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt lohnsteuerlich vor (§ 40a Abs. 1 EStG) bei Mitarbeitenden, die nicht länger als
18 zusammenhängende Arbeitstage beschäftigt werden und bei denen die vorstehenden Lohngrenzen nicht über-
schritten werden. In diesen Fällen kann die Lohnsteuer pauschal mit 25 Prozent erhoben werden. Die Tageslohn-
grenze ist nicht zu beachten, wenn die Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erforderlich wird.

Hinweis: Bei voller Ausnutzung der neuen Stundenlohngrenze für einen Achtstundentag wird die neue Tageslohn-
grenze überschritten (8 x 19,00 € = 152,00 €).

Wichtig: "kurzfristig" im Steuer- und Sozialversicherungsrecht unterschiedlich definiert!

Die steuerliche Kurzfristigkeit weicht von dem sozialversicherungsrechtlichen Begriff der sogenannten kurzfristigen
Beschäftigung ab.

In der Sozialversicherung liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor, wenn die Beschäftigung für eine Zeitdauer ausge-
übt wird, die im Laufe eines Kalenderjahres auf nicht mehr als drei Monate oder insgesamt 70 Arbeitstage nach ihrer
Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV). Ob sozialversiche-
rungsrechtlich eine kurzfristige Beschäftigung vorliegt oder nicht, ist aber für die lohnsteuerliche Pauschalbesteue-
rung mit 25 Prozent ohne Bedeutung.

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung!
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